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Input Podium Krieg und Frieden 15. Mai 2004

Lühr Henken 

Der Zusammenbruch der Sowjetunion, nicht zuletzt Ergebnis eines gnadenlosen vom Westen angeheizten Wettrüstens, beendete den Kalten Krieg und eröffnete dem westlichen Kapital völlig neue Profitperspektiven in Osteuropa und dem GUS-Raum. Dem Siegerbündnis  NATO kam der Feind abhanden. Statt sich aufzulösen wie es der Warschauer Pakt vorgemacht hatte, suchte die NATO – wie die Bundeswehr auch – nach einer Zukunftsperspektive. Welcher Art die sein würde, demonstrierte die US-geführte Kriegskoalition mit dem zweiten Golfkrieg 1991. Alle Welt sollte klar werden, dass künftig die geostrategischen Einschränkungen, die ihnen noch der Warschauer Pakt auferlegt hatte, bedeutungslos würden. 

Auf der Tagung des NATO-Gipfels vom 8. November 1991 wurde bereits ein „Neues Strategisches Konzept“ verabschiedet, das im Wesentlichen das NATO-Einsatzgebiet „out of area“ erweitert. Dort heißt es wegweisend bis zum heutigen Tag: „ Sicherheitsinteressen des Bündnisses können von anderen Risiken berührt werden, einschließlich der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, der Unterbrechung der Zufuhr lebenswichtiger Ressourcen sowie von Terror- und Sabotageakten.“ Deshalb orientierte das Konzept die NATO-Mitglieder erstmalig auf den Aufbau von „Sofort- und Schnellreaktionskräften“, über die damals lediglich die USA verfügten. 

Die Kohl-Regierung setzte das NATO-Konzept auf die Bundeswehr um. Die im November 92 erlassenen „Verteidigungspolitischen Richtlinien“ (VPR) legten verbindlich die Um-/und Aufrüstung der Bundeswehr in „Krisenreaktionskräfte“ und ”Hauptverteidigungskräfte” fest. Brisant ist in den VPR die Festlegung deutscher Interessen: Die Richtlinien legten als „deutsche vitale Sicherheitsinteressen” u.a. ”die Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt im Rahmen einer gerechten Weltwirtschaftsordnung” (Blätter 9`93, S. 1137 bis 1151) fest. Mit anderen Worten: deutsches Militär soll für deutsche wirtschaftliche Interessen eingesetzt werden.

In den Jahren 1992 bis 94 versuchte die Kohl-Regierung in einer beispiellosen „Salamitaktik” das Bundeswehr-Image eines altertümlichen Fossils des Kalten Krieges mit dem Slogan „Schützen - Retten - Helfen” parallel zu stetig wachsenden Militäreinsätzen, von der Adria bis hin nach Kambodscha und Somalia, neu zu definieren. Systematisch war sie bestrebt, alle psychologischen Hemmschwellen aus der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg zum nationalen Einsatz des deutschen Militärs zu beseitigen, und die Bundeswehr zu einem aktiven Instrument der deutschen Außenpolitik zu machen.

Dieser von Kohl eingeschlagene Kurs des Militärinterventionismus änderte sich nicht mit der Regierungsübernahme 1998 von Rot-Grün – im Gegenteil. Die rot-grüne Regierung pfiff sogar auf das Grundgesetz, als sie sich 1999 aktiv am völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der NATO – ohne Mandat der UNO – beteiligte. Ein Tabu war gebrochen. 

Im Juni 2000 beschloss die rot-grüne Bundesregierung, die sogenannten „Krisenreaktionskräfte“ bis 2006 auf 150.000 Mann sogar zu verdreifachen. Auslandseinsätze wurden auf das Kosovo, auf Mazedonien und Afghanistan und an das Horn von Afrika ausgedehnt.
Strucks neue Verteidigungspolitische Richtlinien (VPR) vom Mai 2003 stellen die von Rühe noch in den Schatten. Der Kernsatz darin: Künftig ließen sich die Einsätze der Bundeswehr „weder hinsichtlich ihrer Intensität noch geografisch eingrenzen“ (Punkt 57, VPR). Mit anderen Worten: die VPR öffnen der Bundeswehr sämtliche militärischen Eingriffsoptionen von der Evakuierungsmaßnahme bis zum veritablen Krieg an jedem Ort der Erde. Struck wörtlich Mitte Januar: „Mögliches Einsatzgebiet der Bundeswehr ist die ganze Welt.“ (FAZ 14.1.04)

Materialisiert wird  dieses Vorhaben durch die völlige Um- und Aufrüstung der Bundeswehr für Auslandseinsätze jeglicher Art von 2006 bis 2010. Sie wird aufgeteilt in 35.000 Mann sogenannter Eingreifkräfte, 70.000 Mann sogenannter Stabilisierungskräfte, darunter fallen SFOR, KFOR, ISAF etc., und in 215.000 Unterstützungskräfte. Das sind Soldaten und ziviles Personal. 

Die sogenannten Eingreifkräfte sind dabei die brisanteste Kategorie. Das sind High-Tech-Soldaten aller Teilstreitkräfte, die im Wesentlichen für die Schnellen Eingreiftruppen der NATO und der EU zur Verfügung stehen, sowie je 1.000 Mann für Stand-by-Arrangements der UNO und für Evakuierungsmaßnahmen. Von 35.000 Mann der Eingreifkräfte sind 15.000 für die schnelle Einsatztruppe der NATO, NRF, und 18.000 für die 80.000, die bis Ende des Jahrzehnts die schnelle Einsatztruppe der EU bilden sollen. 

Diese 18.000 Bundeswehrsoldaten stellen das größte nationale Kontingent der EU. Ebenfalls ein beachtlich hoher Anteil an der 21.000 Mann starken Schnellen Einsatztruppe der NATO, NRF, sind die 6.200 deutschen Soldaten, die ab 2006 einsatzbereit sein sollen. Heute beteiligt sich die Bundeswehr bereits mit 1.200 Mann an der NRF, die zur Zeit insgesamt 9.000 Mann umfasst. 

Die hohen deutschen Anteile an den multinationalen Einsatztruppen lassen für mich nur den Schluss zu: die Bundesregierung lässt sich dabei von dem Grundsatz leiten, je mehr deutsche Soldaten samt Kriegsgerät am Militärinterventionismus beteiligt sind, desto größer ist der deutsche Anteil an Macht, Einfluss und den Ressourcen der Welt. 
Seit geraumer Zeit wird die Bundeswehr zunehmend qualitativ aufgerüstet:

· Für Eurofighter und Marine Marschflugkörper für den Landbeschuss, 

· Kampfhubschrauber für die schnellen Einsatztruppen,

· Lasergelenkte Bomben und Streubomben im Arsenal der Luftwaffe, 

· ein hochpräzises weltumspannendes allwettertaugliches Spionagesatellitensystem in nationaler Regie, 

· ein globales Satellitenkommunikationssystem, 

· Military-Airbusse für die strategische Verlegefähigkeit in der Luft. 

Zudem sind deutsche Rüstungsschmieden Weltmarktführer beim Bau von konventionellen U-Booten, bei Fregatten, Korvetten und Kampfpanzern. 

Summa summarum werden die derzeit aufgelegten Waffenbeschaffungsprogramme für die Bundeswehr bis 2015 etwa 110 Mrd. Euro verschlingen. Die Mittelfristige Finanzplanung bestätigt einen deutlichen Anstieg der Ausgaben. Jene für Militärische Beschaffungen sollen von 4 Mrd. Euro in diesem Jahr auf 5,25 Mrd. € im Jahr 2008 steigen. Ein markantes Plus von 31 Prozent. 
Die Kampagne „Abrüstung statt Sozialabbau“ zielt auf die Verhinderung dieser Politik, wohlwissend, dass durch Abrüstung allein, die sozialen Probleme in unserem Land nicht gelöst werden können. Dazu gehört mehr, insbesondere die Umverteilung von Oben nach unten. Die NATO-Staaten geben in diesem Jahr zwei Drittel aller Militärausgaben der Welt aus. Das ist fünfmal so viel wie Russland und China zusammen. Abrüstung ist das Gebot der Stunde, auch deshalb, um Gelder für vorbeugende Zivile Konfliktbearbeitung bereitzustellen. 










